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Entschädigung für die Überspannung eines Grundstück s mit einer 
Stromleitung 
 
Eine einmalige Entschädigung, die für das mit einer  immerwäh-
renden Dienstbarkeit gesicherte und zeitlich nicht begrenzte 
Recht auf Überspannung eines zum Privatvermögen geh örenden 
Grundstücks mit einer Hochspannungsleitung gezahlt wird, zählt 
nicht zu den nach dem EStG steuerbaren Einkünften. 
 
 
 
EStG § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 22 Nr. 3 
 
Urteil vom 2. Juli 2018     IX R 31/16 
 
Vorinstanz: FG Düsseldorf vom 20. September 2016  
10 K 2412/13 E (EFG 2016, 1877) 
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T e n o r  

 

Auf die Revision der Kläger werden das Urteil des F inanzge-

richts Düsseldorf vom 20. September 2016  10 K 2412 /13 E und 

die Einspruchsentscheidung des Beklagten vom 11. Ju ni 2013 

sowie der Einkommensteuerbescheid des Beklagten für  2008 vom 

31. Oktober 2012 aufgehoben. 

Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte  zu tragen. 

 

G r ü n d e  

 

I. 

Streitig ist, ob die anlässlich der Überspannung ei nes Grund-

stücks mit einer Hochspannungsleitung gezahlte Einm alentschä-

digung steuerbar ist. 

 

Die Kläger und Revisionskläger (Kläger) sind Ehegat ten und 

wurden im Streitjahr 2008 zusammen zur Einkommenste uer veran-

lagt. Der Kläger ist Eigentümer eines bebauten und von den 

Ehegatten selbst bewohnten Grundstücks. Anlässlich der Planung 

einer Hochspannungsleitung, die genau über das Grun dstück füh-

ren sollte, schloss der Kläger mit der D-GmbH im Ok tober 2008 

eine Vereinbarung, wonach die D-GmbH "zum Zwecke vo n Bau, Be-

trieb und Unterhaltung elektrischer Leitungen nebst  Zubehör 

einschließlich Steuer- und Telekommunikationskabel und aller 

dazu erforderlichen Vorkehrungen" berechtigt war, d as Grund-

stück des Klägers in Anspruch zu nehmen. Hierfür wu rde dem 

Kläger, der sich zu der Bewilligung einer entsprech enden be-

schränkten persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch verpflich-

tete, eine einmalig zu zahlende Gesamtentschädigung  in Höhe 

von 17.904 € gewährt. Der Betrag der Entschädigung wurde wie 

folgt ermittelt: Verkehrswert für das betroffene Ba u-/Gewerbe-

land 170 €/qm, davon 10 % = 17 €/qm x 1.050 qm = 17 .850 €, 
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zzgl. 54 € für 36 m Telekommunikationslinie. Etwaig e Ver-

pflichtungen hinsichtlich der künftigen Nutzung bzw . Nicht-

nutzung des Grundstücks wurden dem Kläger nicht auf erlegt. Die 

Zahlung erfolgte am 27. November 2008. Ein Mast wur de auf dem 

Grundstück des Klägers nicht erbaut. Dieses wurde l ediglich 

überspannt. 

 

In ihrer Einkommensteuererklärung für das Jahr 2008  ließen die 

Kläger die Entschädigung unberücksichtigt. Die Eink ommensteuer 

2008 wurde mit Bescheid vom 16. September 2009 auf 17.529 € 

festgesetzt. 

 

Im Oktober 2012 erfuhr der Beklagte und Revisionsbe klagte (das 

Finanzamt --FA--) durch eine Kontrollmitteilung des  Finanzamts 

für Groß- und Konzernbetriebsprüfung von dem o.g. V ertrag. Es 

nahm dies zum Anlass, die Einkommensteuer 2008 mit Änderungs-

bescheid vom 31. Oktober 2012 unter Hinweis auf § 1 73 Abs. 1 

Nr. 1 der Abgabenordnung auf 24.094 € heraufzusetze n. Dabei 

wurden Einkünfte aus sonstigen Leistungen nach § 22  Nr. 3 des 

Einkommensteuergesetzes (EStG) in Höhe von 17.904 €  berück-

sichtigt. 

 

Das dagegen angestrengte Einspruchsverfahren der Kl äger blieb 

mit Einspruchsentscheidung vom 11. Juni 2013 erfolg los. 

 

Mit seiner in Entscheidungen der Finanzgerichte (EF G) 2016, 

1877 veröffentlichten Entscheidung wies das Finanzg ericht (FG) 

die Klage ab. Zwar lägen keine Einkünfte i.S. des §  22 Nr. 3 

EStG vor. Denn sowohl die Überspannung des Grundstü cks als 

auch die Eintragung einer entsprechenden Dienstbark eit hätten 

notfalls auch zwangsweise durch Enteignung durchges etzt werden 

können. Es lägen jedoch Einkünfte aus Vermietung un d Verpach-

tung nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG vor. Die Be lastung des 
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Grundstücks mit der beschränkt persönlichen Dienstb arkeit habe 

keinen endgültigen Rechtsverlust zur Folge; das Ent gelt sei 

hier als Einnahme aus Vermietung und Verpachtung zu  beurtei-

len. Die Gegenleistung des Klägers bestehe ausschli eßlich da-

rin, der D-GmbH einen Teil des Luftraums über seine m Grund-

stück für den Betrieb der Hochspannungsleitung zur Nutzung zu 

überlassen und der Eintragung einer entsprechenden Dienstbar-

keit zuzustimmen. Damit liege der Vereinbarung nach  ihrem 

wirtschaftlichen Gehalt eine Nutzungsüberlassung ge gen Entgelt 

zugrunde. 

 

Mit ihrer Revision rügen die Kläger die Verletzung von Bundes-

recht. Sie hätten keine Chance gehabt, die Überspan nung zu 

verhindern, da sie ansonsten zwangsweise --im Zuge einer 

Teilenteignung-- dazu verpflichtet worden wären. Di e Überspan-

nung habe zu einer erheblichen Wertminderung geführ t. Diese 

werde nicht durch den gezahlten Betrag ausgeglichen . Ein der-

artiger endgültiger Rechtsverlust führe nicht zu Ei nnahmen aus 

Vermietung und Verpachtung. 

 

Die Kläger beantragen sinngemäß, 

die Entscheidung des FG vom 20. September 2016  

10 K 2412/13 E, die Einspruchsentscheidung vom 11. Juni 2013 

und den Einkommensteuerbescheid 2008 vom 31. Oktobe r 2012 auf-

zuheben. 

 

Das FA beantragt sinngemäß, 

die Revision als unbegründet zurückzuweisen. 

 

Es hält daran fest, dass die erhaltene Entschädigun gszahlung 

den Einkünften nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG z uzuordnen 

sei. 
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Das Bundesministerium der Finanzen ist dem Verfahre n beigetre-

ten. Es bestätigt im Ergebnis die Auffassung des FA . Nach der 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) sei die e inmalige 

Entschädigungszahlung für die Überspannung des selb stgenutzten 

Grundstücks im Privatvermögen des Klägers als steue rpflichtige 

Einnahme i.S. des § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG zu qualifizie-

ren, da der Nutzungsinhalt der durch die Dienstbark eit gesi-

cherten Vereinbarung von Oktober 2008 den Verbotsin halt domi-

niere; der Kläger habe auch keinen endgültigen Rech tsverlust 

erlitten. 

 

II. 

Die Revision ist begründet. Sie führt nach § 126 Ab s. 3 Satz 1 

Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zur Aufhebung  des ange-

fochtenen Urteils und zur Stattgabe der Klage. Das FG hat 

rechtsfehlerhaft die dem Kläger im Streitjahr 2008 gezahlte 

Einmalentschädigung in Höhe von 17.904 € als steuer bare Ein-

nahme beurteilt. 

 

1. Die dem Kläger gezahlte Entschädigung gehört nic ht zu den 

Einkünften i.S. des § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. 

 

a) Einkünfte gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6, § 21 Ab s. 1 Satz 1 

Nr. 1 EStG erzielt, wer einem anderen zeitlich begr enzt unbe-

wegliches Vermögen oder Rechte, die den Vorschrifte n des bür-

gerlichen Rechts über Grundstücke unterliegen, gege n Entgelt 

zum Gebrauch oder zur Nutzung überlässt (z.B. Senat surteil vom 

11. Februar 2014 IX R 25/13, BFHE 244, 555, BStBl I I 2014, 

566, Rz 14, zur unwiederbringlichen Übertragung ein er Salzab-

baugerechtigkeit). 

 

aa) Grundsätzlich kann das Entgelt für die zeitlich  begrenzte 

Belastung eines Grundstücks mit einer Dienstbarkeit  als Ein-
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nahme aus Vermietung und Verpachtung zu beurteilen sein. Durch 

die Belastung eines Grundstücks mit einer beschränk t persönli-

chen Dienstbarkeit (§ 1090 des Bürgerlichen Gesetzb uchs 

--BGB--) kann der Eigentümer dem Berechtigten die B efugnis 

einräumen, das Grundstück in einzelnen Beziehungen zu nutzen. 

Hat eine solche Belastung keinen endgültigen Rechts verlust 

(Eigentumsverlust) zur Folge, kann das Entgelt hier für als 

Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung zu beurtei len sein, 

wenn es sich nach seinem wirtschaftlichen Gehalt al s Gegen-

leistung für die Nutzung eines Grundstücks des Priv atvermögens 

darstellt (z.B. BFH-Urteil vom 17. Mai 1995 X R 64/ 92, BFHE 

177, 478, BStBl II 1995, 640, unter I.1.a, m.w.N.).  

 

Für die Anwendbarkeit des § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG ist es 

hierbei unerheblich, ob der Gebrauchs-/Nutzungsüber lassung ein 

freiwillig begründetes Rechtsverhältnis oder aber z .B. ein 

Besitzeinweisungsbeschluss einer Behörde zugrunde l iegt (vgl. 

z.B. BFH-Urteil vom 14. Juni 1963 VI 216/61 U, BFHE  77, 169, 

BStBl III 1963, 380, m.w.N., und Senatsurteil vom 1 9. April 

1994 IX R 19/90, BFHE 174, 342, BStBl II 1994, 640,  unter 1., 

m.w.N.). Die Grenze vom Nutzungs- zum Vermögensbere ich ist je-

doch überschritten, wenn die gewählte Gestaltung un d die tat-

sächliche Durchführung der durch die Dienstbarkeit gesicherten 

schuldrechtlichen Vereinbarungen dazu führen, dass der Bestel-

ler zwar bürgerlich-rechtlich Eigentümer des belast eten Grund-

stücksteils bleibt, er aber seine Herrschaftsgewalt  daran 

wirtschaftlich gesehen endgültig in vollem Umfang v erliert und 

eine Rückübertragung dieser Herrschaftsgewalt prakt isch unmög-

lich wird. Diese Fälle des Verlustes des wirtschaft lichen Ei-

gentums an Wirtschaftsgütern des Privatvermögens ha t der BFH 

stets von der Zurechnung des Entgelts zu den Einkün ften i.S. 

von § 21 EStG und § 22 Nr. 3 EStG ausgenommen (vgl.  BFH-Urteil 

vom 18. August 1977 VIII R 7/74, BFHE 123, 176, BSt Bl II 1977, 
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796, unter 1., m.w.N.). 

 

bb) Ob und inwieweit eine zeitlich begrenzte, unter  § 21 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG fallende entgeltliche Nutz ungsüber-

lassung eines Grundstücks/-teils oder von Rechten, die den 

Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstüc ke unter-

liegen, oder eine entgeltliche, aber nicht steuerba re Über-

tragung eines Wirtschaftsguts gegeben ist, hat das FG als 

Tatsacheninstanz zu beurteilen. Dabei ist maßgebend  auf den 

wirtschaftlichen Gehalt der zugrunde liegenden Vere inbarung 

abzustellen, wie er sich nach dem Gesamtbild der ge stalteten 

Verhältnisse des Einzelfalls unter Berücksichtigung  des wirk-

lichen Willens der Vertragsparteien ergibt. Die Tat sachen- und 

Beweiswürdigung durch das FG, zu der auch die Ausle gung von 

Verträgen gehört, ist für das Revisionsgericht grun dsätzlich 

bindend. Die revisionsrechtliche Überprüfung durch den BFH 

beschränkt sich daher darauf, ob die vorgenommene W ürdigung 

unter Beachtung der gesetzlichen Auslegungsregeln ( insbe-

sondere §§ 133, 157 BGB) möglich ist und nicht gege n Denkge-

setze oder Erfahrungssätze verstößt (vgl. z.B. Sena tsurteil in 

BFHE 244, 555, BStBl II 2014, 566, Rz 16, m.w.N., z ur unwie-

derbringlichen Übertragung einer Salzabbaugerechtig keit). 

 

b) Nach Maßgabe dieser Grundsätze kann die Vorentsc heidung 

keinen Bestand haben. Das FG hat im Rahmen seiner G esamtwürdi-

gung nicht alle maßgeblichen objektiven Umstände be rücksich-

tigt. 

 

aa) Das FG hat den Inhalt der zwischen dem Kläger u nd der 

D-GmbH getroffenen Vereinbarung nicht ausreichend i n seine 

Würdigung einbezogen. 

 

Im Ausgangspunkt hat es das FG zunächst unterlassen , die zeit-
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lich begrenzte, unter § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG  fallende 

entgeltliche Nutzungsüberlassung, klar von der grun dsätzlich 

entgeltlichen, aber nicht steuerbaren dauerhaften Ü bertragung 

eines Wirtschaftsguts abzugrenzen (vgl. dazu Senats urteil in 

BFHE 244, 555, BStBl II 2014, 566, zur unwiederbrin glichen 

Übertragung einer Salzabbaugerechtigkeit). Das FG h at deshalb 

nicht erkannt, dass es vorliegend an einer zeitlich  begrenzten 

Nutzungsüberlassung fehlt. Nach dem vom FG festgest ellten In-

halt der Vereinbarung hat der Kläger der D-GmbH das  Recht ein-

geräumt, sein Grundstück zum Zwecke von Bau, Betrie b und Un-

terhaltung elektrischer Leitungen nebst Zubehör ein schließlich 

Steuer- und Telekommunikationskabel und aller dazu erforderli-

chen Vorkehrungen in Anspruch zu nehmen und zur Abs icherung 

dieses Rechts eine beschränkt persönliche Dienstbar keit im 

Grundbuch bestellt. Die der D-GmbH gewährten Rechte  sind somit 

weder schuldrechtlich noch dinglich auf eine zeitli ch be-

stimmte oder absehbare Dauer beschränkt. Der Streit fall unter-

scheidet sich insoweit von dem Senatsurteil in BFHE  174, 342, 

BStBl II 1994, 640, da dort eine nur befristete Die nstbarkeit 

eingeräumt worden war. 

 

Weiter hat das FG nicht hinreichend berücksichtigt,  dass in 

der in Bezug genommenen Vereinbarung ein nur einsei tiges und 

auf fünf Jahre befristetes Rücktrittsrecht zu Gunst en der 

D-GmbH vorgesehen ist. Anders als in dem BFH-Urteil  vom 

14. Oktober 1982 IV R 19/79 (BFHE 137, 255, BStBl I I 1983, 

203) enthält die Vereinbarung auch keine Regelung, wonach der 

Kläger von der D-GmbH unter bestimmten Voraussetzun gen die 

Rückübertragung der erworbenen Rechte verlangen kan n. Der Klä-

ger ist durch die Belastung des Grundstücks mit der  beschränkt 

persönlichen Dienstbarkeit mithin endgültig in sein en Eigentü-

merbefugnissen beschränkt. 
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bb) Nicht hinreichend gewürdigt hat das FG zudem, d ass die 

D-GmbH sowohl die Überspannung des Grundstücks als auch die 

Eintragung einer entsprechenden beschränkt persönli chen 

Dienstbarkeit notfalls auch zwangsweise durch (Teil -)Ent-

eignung gegenüber dem Kläger hätte durchsetzen könn en. Zwar 

ist es nach der Rechtsprechung des BFH für die Anwe ndbarkeit 

des § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG unerheblich, ob d er Ge-

brauchs-/Nutzungsüberlassung ein freiwillig begründ etes 

Rechtsverhältnis oder aber z.B. ein Besitzeinweisun gsbeschluss 

einer Behörde zugrunde liegt (vgl. z.B. BFH-Urteil in BFHE 77, 

169, BStBl III 1963, 380, m.w.N., und Senatsurteil in BFHE 

174, 342, BStBl II 1994, 640, unter 1., m.w.N.). Da s empfan-

gene Entgelt muss sich aber nach seinem wirtschaftl ichen Ge-

halt als Gegenleistung für die Nutzung eines Grunds tücks des 

Privatvermögens darstellen (z.B. BFH-Urteil in BFHE  177, 478, 

BStBl II 1995, 640, unter I.1.a, m.w.N.). 

 

Bei wirtschaftlicher Betrachtung stellt die dem Klä ger ge-

zahlte Entschädigung jedoch einen Ausgleich für die  dingliche 

Eigentumsbeschränkung und die hiermit einhergehende  Wertminde-

rung des Grundstücks dar. Dies belegt bereits die A rt und 

Weise der Berechnung der Entschädigung, die in Anle hnung an 

die allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätze für die  Ermittlung 

von Enteignungsentschädigungen mit 10 % des Verkehr swerts für 

1.050 qm Bau-/Gewerbeland ermittelt worden ist (vgl . hierzu 

z.B. Aust/Jacobs/Pasternak, Die Enteignungsentschäd igung, 

6. Aufl., S. 84 ff.). Im Vordergrund der Entschädig ungszahlung 

steht demnach nicht die Vergütung der Nutzungsmögli chkeit am 

Grundstück, sondern vielmehr die dingliche Belastun g des 

Grundstücks mit der Dienstbarkeit. Für die Steuerba rkeit einer 

Entschädigungszahlung kann es insoweit keinen Unter schied 

machen, ob ein Steuerpflichtiger tatsächlich zwangs weise 

(teil-)enteignet wird oder ob der Steuerpflichtige zur Abwen-
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dung seiner Enteignung auf der Grundlage einer einv ernehmli-

chen Regelung eine beschränkt persönliche Dienstbar keit be-

stellt. Steht --wie hier-- nicht die (zeitlich begr enzte) Nut-

zungsüberlassung des Grundstücks oder Teile hiervon  im Vorder-

grund, sondern vielmehr die endgültige Aufgabe eine s eigen-

ständig zu beurteilenden Vermögenswerts (vgl. dazu z.B. 

Senatsurteil vom 19. Dezember 2000 IX R 96/97, BFHE  194, 178, 

BStBl II 2001, 391, zu § 22 Nr. 3 EStG), so ist der  Vorgang 

demnach wie eine (nicht steuerbare) Vermögensumschi chtung zu 

behandeln. 

 

2. Die dem Kläger gezahlte Entschädigung gehört auc h nicht zu 

den sonstigen Einkünften i.S. des § 22 Nr. 3 EStG. Eine (sons-

tige) Leistung i.S. dieser Vorschrift ist jedes Tun , Dulden 

oder Unterlassen, das Gegenstand eines entgeltliche n Vertrages 

sein kann und das eine Gegenleistung auslöst. Nicht  erfasst 

sind Veräußerungsvorgänge oder veräußerungsähnliche  Vorgänge 

im privaten Bereich. Wird das Entgelt --wie hier-- dafür er-

bracht, dass ein Vermögensgegenstand in seiner Subs tanz end-

gültig aufgegeben wird, so gehört es nicht zu den E inkünften 

gemäß § 22 Nr. 3 EStG (ständige Rechtsprechung, vgl . z.B. 

Senatsurteil vom 11. April 2017 IX R 46/15, BFH/NV 2017, 1030, 

Rz 15, m.w.N.). Eine Leistung i.S. des § 22 Nr. 3 E StG liegt 

zudem nicht darin, dass der Steuerpflichtige allein e zur Ver-

meidung einer sonst rechtlich zulässigen förmlichen  Enteignung 

daran mitwirkt, durch vertragliche Vereinbarung led iglich eine 

dem Ergebnis eines möglichen Enteignungsverfahrens entspre-

chende Beschränkung seines Eigentums (gegen Entschä digung) 

hinzunehmen bzw. vorwegzunehmen (vgl. BFH-Urteil in  BFHE 177, 

478, BStBl II 1995, 640, unter I.2.c, m.w.N.). So v erhält es 

sich im Streitfall. 

 

3. Die Sache ist spruchreif. Der Senat kann die im Streitfall 
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erforderliche Würdigung auf der Grundlage der vom F G getroffe-

nen Feststellungen selbst vornehmen. Hiernach sind die Einnah-

men nicht den steuerpflichtigen Einkünften i.S. des  § 21 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder § 22 Nr. 3 EStG zuzuordnen , sondern 

als nicht steuerbaren Vorgang in der Vermögenssphär e zu beur-

teilen. Der Klage ist stattzugeben. 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 F GO. 
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